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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Dezember 1964 

6 — 68070 — 6316/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

vom Rat nach Artikel 201 des Vertrags festgelegte Bestim- 
mungen über die Einführung einer Abgabe auf Fette. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 10. Dezember 1964 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissions Vorschlag ist vorgesehen; die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Der anliegende Vorschlag wird in Ergänzung der bereits mit 
meinem Schreiben vom 10. Dezember 1964 übersandten Vor- 
schläge der Kommission für 

— eine Verordnung des Rats über die Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Fette 

— eine Verordnung des Rats über Sondervorschriften für in die 
Gemeinschaft eingeführten Ölsaaten und Saatenöle mit Ur- 
sprung in den assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar und in den überseeischen Ländern und Gebieten 

übermittelt. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Druck: Bonner Universitäts-Budidnickerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag 

für vom Rat nach Artikel 201 des Vertrags festgelegte 
Bestimmungen über die Einführung einer Abgabe auf Fette 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 201, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die gemeinsame Marktorganisation für Fette und 
die Regelung für Ölsaaten und Saatenöle aus den 
AASM und ÜLG bringen für die Gemeinschaft Aus- 
gaben mit sich, welche die Suche nach neuen Ein- 
nahmequellen rechtfertigen. Dieses Problem kann 
durch die Erhebung einer Abgabe auf Fette zu Nah- 
rungszwecken in angemessener Weise gelöst wer- 
den. Hierzu kann das in Artikel 201 des Vertrags 
vorgesehene Verfahren angewandt werden — 

HAT FOLGENDE BESTIMMUNGEN FESTGELEGT: 

Artikel 1 

Es wird eine Abgabe auf Fette zu Nahrungs- 
zwecken eingeführt. Diese Abgabe wird von den 
Mitgliiedstaaten aufgrund der Bestimmungen von 
Artikel 2 bis 8 erhoben; ihr Erlös stellt eine Ein- 
nahme der Gemeinschaft dar. 

Artikel 2 

1. Diese Abgabe wird auf pflanzliche bzw. aus 
Fischen oder Meeressäugetieren gewonnene Fette 
erhoben, ferner auf Nahrungsmittel, die derartige 
Fette enthalten. Die Liste dieser Erzeugnisse wird 
vom Rat einstimmig während der zweiten Stufe und 
mit qualifizierter Mehrheit danach auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments festgelegt. 

2. Die diese Abgabe begründende Tatsache wird 
vom Rat aufgrund des gleichen Verfahrens festge- 
legt, um eine Doppelbesteuerung der abgabepflichti- 
gen Erzeugnisse auf ihren verschiedenen Bearbei- 
tungsstufen zu vermeiden. Im innergemeinschaft- 
lichen Handel darf, vorbehaltlich der Bestimmungen 
von Artikel 7, keine Abgabenerhebung eingeführt 
werden. 


Artikel 3 

Die Berechnungsgrundlage für die Abgabe be- 
stimmt sich nach der Menge reinen pflanzlichen bzw. 
aus Fischen oder Meeressäugetieren gewonnenen 
Fettes, die in dem besteuerten Erzeugnis enthalten 
ist; diese Menge kann pauschal festgelegt werden. 

Artikel 4 

Der Betrag der Abgabe je kg reines Fett wird 
jährlich vom Rat für alle Mitgliedstaaten in gleicher 
Höhe nach dem für die Verabschiedung des Haus- 
haltsplanes der Gemeinschaft vorgesehenen Verfah- 
ren so festgesetzt, daß der Gesamtbetrag der Aus- 
gaben im Sinne von Artikel 6 durch das voraus- 
siichtliche Netto-Aufkommen aus der Abgabe ge- 
deckt werden kann. 

Das voraussichtliche Netto-Aufkommen aus der 
Abgabe darf jedoch 87,5 Millionen R.E. nicht über- 
schreiten. 

Das Netto-Aufkommen wird durch die Gesamtein- 
nahmen aus der Abgabe gebildet, abzüglich der in 
Artikel 5 vorgesehenen Rückvergütungen. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten nehmen die Rückvergütung 
der Abgabe vor: 

— bei der Ausfuhr von Erzeugnissen im Sinne von 
Artikel 2 Absatz 1 nach dritten Ländern oder 
nach Mitgliedstaaten, welche gemäß Artikel 7 
diese Abgabe nicht erheben; 

— bei der industriellen Verwendung dieser Erzeug- 
nisse, außer bei der Verwendung in der Nah- 
rungsmittel-Industrie. 

Artikel 6 

Die Gesamteinnahmen aus der Abgabe werden 
von den Mitgliedstaaten regelmäßig dem Haushalt 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zugeführt. 

Die Mitgliedstaaten empfangen regelmäßig aus 
dem Haushalt der Gemeinschaft die Rückvergütung 
der in Artikel 5 vorgesehenen Ausgaben. 

Das Netto-Aufkommen aus der Abgabe ist zur 
Finanzierung folgender Ausgaben bestimmt: 

— die Ausgaben aufgrund der Regelung für die in 
die Gemeinschaft eingeführten Ölsaaten und 
Saatenöle aus den AASM und ULG, 
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— die Ausgaben des EAGFL im Rahmen der ge- 
meinsamen Markt Organisation für Fette. 

Artikel 7 

1. Die Bundesrepublik Deutschland und das König- 

reich der Niederlande werden ermächtigt, die An- 
wendung der oben erwähnten Abgabe bis zum 

zurückzustellen; machen diese Mitgliedstaaten von 
dieser Ermächtigung Gebrauch, so führen sie dem 
Haushalt der Gemeinschaft einen Betrag zu, welcher 
dem Netto-Aufkommen entspricht, das sich bei An- 
wendung der Abgabe in ihrem Hoheitsgebiet lerge- 
ben würde. Dieser Betrag wird vom Rat einstimmig 
auf Vorschlag der Kommission festgelegt. 

2. Die Genehmigung im Sinne von Absatz 1 kann 
unter den gleichen Bedingungen vom Rat einstim- 
mig auf Vorschlag der Kommission nur für einen 
Zeitraum von 12 Monaten verlängert werden, wenn 
konjunkturelle Schwierigkeiten dies rechtfertigen. 

3. Für den Zeitraum, in dem die betreffenden Mit- 
gliedstaaten von der oben erwähnten Genehmigung 
Gebrauch machen, gilt der Handel mit diesen Mit- 
gliedstaaten nicht als innergemeinschaftlicher Han- 
del im Sinne von Artikel 2. 


Artikel 8 

1. Die Einzelheiten der Anwendung der vorstehen- 
den Bestimmungen und namentlich der Zeitpunkt, 
von dem an die Abgabe erhoben wird, werden vom 
Rat während der zweiten Stufe einstimmig und da- 
nach mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission festgelegt. 

2. Der Rat kann einstimmig auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments die Bestimmungen über den Anwen- 
dungsbereich, die Berechnungsgrundlage und die 
Rückvergütung der Abgabe ändern. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten notifizieren dem Sekretariat 
des Rats unverzüglich den Abschluß der nach ihrem 
innerstaatlichen Recht erforderlichen Verfahren für 
die Annahme dieser Bestimmung. 

Diese Bestimmungen treten am ersten Tag des 
Monats in Kraft, der dem Zeitpunkt folgt, an dem 
die letzte Notifizierungsurkunde im Sinne des vor- 
stehenden Absatzes hinterlegt worden ist. 
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Begründung 


Der Rat hat in seiner im Amtsblatt der europäischen 
Gemeinschaften Nr. 34 vom 27. Februar 1964 ver- 
öffentlichten Entschließung über die Grundsätze für 
die gemeinsame Marktorganisation für Fette 
(64/ 128/EWG) die Erhebung einer Umlage auf die 
eingeführten oder in der Gemeinschaft erzeugten 
pflanzlichen oder Seetierfette für Nahrungszwecke 
beschlossen, wobei die Einnahmen hieraus der Ge- 
meinschaft zufließen. Damit sollen einmal die Aus- 
gaben auf Grund der Regelung für die in die Ge- 
meinschaft eingeführten Ölsaaten und Saatenöle aus 
den AASM und ÜLG und zum anderen die Ausgaben 
des EAGFL im Rahmen der gemeinsamen Markt- 
organisation für Fette finanziert werden. 

Es erwies sich als notwendig, für diese Abgaben 
einen Höchstbetrag vorzusehen, der mit Rücksicht 
auf die Beschlüsse des Rats auf 87,5 Millionen Rech- 
nungseinheiten festgesetzt wurde, und zum anderen 
verschiedene Mitgliedstaaten zu ermächtigen, die 
Anwendung dieser Abgabe im Falle besonderer 
Schwierigkeiten vorübergehend auszusetzen. 

Mit dem beiliegenden Entwurf sollen die Rechts- 
grundlagen für die Einführung dieser Abgabe .sowie 
ein allgemeiner Rahmen für die späteren Durchfüh- 
rungsentscheidungen des Rats geschaffen werden. 

Sobald diese Bestimmungen erlassen sind, würde 
der Rat den Mitgliedstaaten empfehlen, sie entspre- 


chend ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften an- 
zunehmen. 

Es ist wichtig, daß die Abgabe auf alle Fette zu 
Nahrungszwecken ohne Diskriminierung nach dem 
Ursprung des Erzeugnisses oder nach der Form, in 
der es verbraucht wird, erhoben wird. 

Alle pflanzlichen oder Seetierfette können gleicher- 
maßen zu Nahrungszwecken oder zu technischen und 
gewerblichen Zwecken (ohne Nahrungsmittelherstel- 
lung) verwendet werden; im allgemeinen kann erst 
nachträglich in Erfahrung gebracht werden, zu wel- 
chen Verwendungszwecken sie letztlich bestimmt 
sind. Es wird daher vorgeschlagen, die Abgabe un- 
abhängig von der Verarbeitungsstufe zum Zeitpunkt 
der Anwendung der Abgabe auf alle Erzeugnisse, 
die zu Nahrungszwecken verwendet werden können, 
zu erheben und in den Fällen, in denen die Erzeug- 
nisse von der Industrie zu anderen als zu Nahrungs- 
zwecken verwendet werden, zu erstatten; desglei- 
chen wird vorgeschlagen, die Abgabe bei der Aus- 
fuhr solcher besteuerter Erzeugnisse zu erstatten. 

Die Durchführungsbestimmungen hierzu müssen in 
überwiegend technischen Verordnungen festgelegt 
werden. 

Das gleiche gilt für die Erstattung der Gemein- 
schaftsausgaben im Rahmen der gemeinsamen 
Marktorganisation für pflanzliche und Seetierfette 
durch den EAGFL. 
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